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B e s c h l u ß  

 

in dem V e r f a h r e n  w e g e n  

Genehmigung der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für die Verlängerung der Taktlängen und Änderung der Tarifeinheitenpreise für Ver-
bindungen ins Ausland sowie für die Anpassung von Optionsangeboten im Sprachtelefondienst 

 

Az.: BK 2-1-99/005 

 

V e r f a h r e n s b e t e i l i g t e  

 

 Deutsche Telekom AG vertreten durch ihren Vorstand, Dr. Ron Sommer 
(Vorsitzender), Josef Brauner, Detlev Buchal, 

Friedrich-Ebert-Allee 140  Jeffrey A. Hedberg, Dr. rer. nat. Hagen Hultzsch, 
Dr. Heinz Klinkhammer, Dr. Joachim Kröske, 

53113 Bonn Dipl.-Ing. Gerd Tenzer,  

  

- Antragstellerin -  

 

hat die Beschlußkammer 2 der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post ohne öf-
fentliche mündliche Verhandlung in der Besetzung 

 

Ltd. RegDir Dipl.-Ing. Kuhrmeyer (Vorsitzender), 

RR z. A. Busch (Beisitzer 1) und 

RegDir Funk (Beisitzer 2), 

 

am 16.04.99 entschieden: 
 

 

- Beschlußkammer 2 - 
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Die mit Schreiben vom 22.03.1999 beantragte  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise auf einheitlich 0,4137 DM (netto) für Welt-Verbindungen nach Brüssel, Paris, London,  
Mailand, Luxemburg, Amsterdam, Wien und Zürich,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise von 0,1034 DM (netto) auf 0,2068 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenz-
bereichs Vis-à-vis 1,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheitenpreise von 
0,1034 DM (netto) auf 0,3103 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenzbereichs Vis-
à-vis 2,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheitenpreise von 
0,1034 DM (netto) auf 0,4137 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenzbereichs Vis-
à-vis 3,  

•	 Aufhebung des im Rahmen des Optionsangebots Dial & Benefit gewährten Grundnachlasses 
auf alle Weltverbindungen,  

werden befristet bis zum 31.12.1999 genehmigt.  

Die Genehmigung der Anwendung der beantragten Entgelte für Welt-Verbindungen nach Polen 
im Rahmen von Optionsangeboten wie z. B. Dial & Benefit erfolgt mit der Maßgabe, daß über  
die genehmigte Senkung hinaus auf diese Entgelte keine weiteren Nachlässe gewährt werden.  

Im übrigen wird der Antrag vom 22.03.99 abgelehnt. Insbesondere wird die Genehmigung der  
Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise auf einheitlich 0,4137 DM (netto) für Welt-Verbindungen nach Färöer, Griechenland, San 
Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar versagt.  

 

Gründe 

I.  

Mit Bescheid (Az.: BMPT 213) vom 09.12.97 wurde der Antragstellerin vom Bundesministerium  
für Post und Telekommunikation die Beschreibung des Price-Cap-Systems für den Telefon-
dienst inklusive der Zusammensetzung der Warenkörbe, nach dem die Entgeltregulierung ab 
dem 01.01.98 durchgeführt wird, mitgeteilt. Damit erfolgte die Vorgabe der Maßgrößen und 
sämtlicher Nebenbestimmungen, auf deren Grundlage ab 01.01.98 Tarifanträge für das Ange-
bot von Sprachtelefondienst nach § 6 TKG zu genehmigen sind. Diese Price-Cap-Regulierung  
wurde am 17.12.97 im Amtsblatt des Bundesministeriums für Post und Telekommunikation ver-
öffentlicht.  

Für die erste Price-Cap-Periode vom 01.01.98 bis 31.12.99 ist danach das durchschnittliche 
Entgelt für die in den Warenkörben zusammengefaßten Dienstleistungen um jeweils minde-
stens 4,3% abzusenken, wobei die Entgelte im Tarifbereich „City“ nicht erhöht werden dürfen.  
Bestehende Rabatt- und Sonderregelungen, einschließlich der Optionsangebote Dial & Benefit  
für Großkunden, Dial & Benefit CN für Corporate Network-Betreiber/-Anbieter, Bonus 8, Bo-
nus 8 (Neu), CityPlus, CityWeekend, Select 5plus und BusinessCall 700 wurden in die Price-
Cap-Regulierung eingebunden. Dabei sind die im Preis ermäßigten Leistungen als eigenstän-
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dige Price-Cap-Positionen umsatzbewertet in den jeweiligen Warenkörben entsprechend der  
Price-Cap-Formel berücksichtigt.  

Die Regulierungsbehörde hat zuletzt mit Bescheid (Az. BK 2-1-99/002) vom 12.02.99 die mit  
Schreiben vom 29.12.98 beantragten Entgelte für Deutschlandverbindungen im Sprachtelefon-
dienst der Deutschen Telekom AG (Verlängerung des Zeittaktes im Tagtarif von „höherwerti-
gen“ Telefonanschlüssen) sowie mit Bescheid (Az. BK 2-1-99/004) vom 16.03.99 die mit  
Schreiben vom 25.01.99 beantragten Entgelte für die Verlängerung der Taktlängen und Tarif-
einheitenpreise für City-, Regional- und Deutschland-Verbindungen in der Zeit von 21.00 bis 
6.00 Uhr sowie für die Anpassung von Optionsangeboten im Sprachtelefondienst auf der  
Grundlage der am 09.12.97 vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmungen befristet bis 
zum 31.12.99 genehmigt. Damit wurden die Price-Cap-Vorgaben mit einer erzielten Absenkung  
von insgesamt 25,83 % (Geschäftskunden) bzw. 18,30 % (Privatkunden) für die Price-Cap-Pe-
riode 1998/99 bereits übererfüllt.  

Mit Schreiben (Az.: VV 23a) vom 22.03.99 hat die Antragstellerin einen Antrag auf Genehmi-
gung der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
für die Verlängerung der Taktlängen und Änderung der Tarifeinheitenpreise für Verbindungen 
ins Ausland sowie für die Anpassung von Optionsangeboten im Sprachtelefondienst gemäß 
§ 25 Abs. 1 i. V. m. § 27 Abs.1 Nr. 2 TKG im Rahmen der geltenden Price-Cap-Regulierung ge-
stellt. 

Die Antragstellerin hat mit in Kraft treten zum 01.06.1999 beantragt:  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise auf einheitlich 0,4137 DM (netto) für Welt-Verbindungen nach Andorra, Belgien, Dä-
nemärk, Färöer, Frankreich, Großbritannien, Insel Man, Kanalinseln, Liechtenstein, Luxem-
burg, Monaco, Niederlande, Nordirland, Österreich, Schweiz, Polen, Tschechische Republik,  
Ungarn, Griechenland, Italien, San Marino, Spanien, Türkei, Vatikanstadt, Portugal, Kanada,  
Vereinigte Staaten von Amerika und Gibraltar,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise auf einheitlich 0,4137 DM (netto) für Welt-Verbindungen nach Brüssel, Paris, London,  
Mailand, Luxemburg, Amsterdam, Wien und Zürich, bei gleichzeitiger Aufhebung der beson-
deren Tarifierung für Verbindungen in diese Städte (EuroCity).  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheiten-
preise von 0,1034 DM (netto) auf 0,2068 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenz-
bereichs Vis-à-vis 1,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheitenpreise von 
0,1034 DM (netto) auf 0,3103 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenzbereichs Vis-
à-vis 2,  

•	 Verlängerung der Taktlängen auf 60 Sekunden und Anhebung der Tarifeinheitenpreise von 
0,1034 DM (netto) auf 0,4137 DM (netto) für Verbindungen innerhalb des Grenzbereichs Vis-
à-vis 3,  

•	 Aufhebung des im Rahmen des Optionsangebots Dial & Benefit gewährten Grundnachlasses 
auf alle Weltverbindungen,  

Mit Schreiben (Az.: BK 2-1-99/005) vom 06.04.99 wurde die Antragstellerin aufgefordert kurzfri-
stig darzulegen, daß eine Beeinträchtigung anderer Unternehmen durch die geplanten Tarifsen-
kungen - insbesondere für Welt-Verbindungen in die Türkei - nicht zu erwarten ist oder ein 
sachlich gerechtfertigter Grund für die Beeinträchtigung vorhanden ist.  
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Mit Schreiben (Az.: VV23) vom 09.04.99 hat sich die Antragstellerin hierzu geäußert. Sie ist ins-
besondere der Auffassung, daß es bei der Endkundenpreisgestaltung für Auslandsverbindun-
gen punktuell zu kostenunterdeckenden Verkehrsbeziehungen kommen könne, die durch Ko-
stenüberdeckende Verkehrsbeziehungen in die gleiche Region (innerhalb des gleichen Tarif-
bandes) ausgeglichen werden könnten.  

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Bezug genommen.  

 

II. 

a)	  Die Voraussetzungen für ein Verfahren gemäß § 66 i. V. m. § 73 Abs. 1 Satz 1 TKG sind er-
füllt, denn es handelt sich um eine Entscheidung der Regulierungsbehörde nach den Rege-
lungen des Dritten Teils des TKG einschließlich der entsprechenden Verordnungen, d. h.  
vorliegend der auf Grund des § 27 Abs. 4 TKG erlassenen TEntgV.  

Das vorgelegte Angebot unterliegt gemäß § 25 Abs. 1 TKG der Genehmigungspflicht. Es 
handelt sich insoweit um Entgelte und entgeltrelevante Bestandteile der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen für das Angebot von Sprachtelefondienst im Rahmen der Lizenzklas-
se 4 nach § 6 TKG.   

Die Antragstellerin verfügt auf dem Markt für das Angebot von Sprachtelefondienst im Rah-
men der Lizenzklasse 4 nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG über eine marktbeherrschende Stellung  
nach § 19 des Gesetzes über Wettbewerbsbeschränkungen. Der Antragstellerin war bis 
zum Ablauf des 31.12.97 gemäß § 99 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) TKG das ausschließliche 
Recht verliehen worden, Sprachtelefondienst nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG zu erbringen. Für  
die Zeit nach dem Ablauf des 31.12.97 wurde ihr eine Lizenz (Nummer 97 04 517) der Li-
zenzklasse 4 nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 TKG erteilt. Es kann dahingestellt bleiben, in welchem  
Umfang die Monopolstellung der Deutschen Telekom AG seit Erlöschen des ausschließli-
chen Rechts nach § 99 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) TKG abgenommen hat. Die Beschluß-
kammer geht insoweit - in Übereinstimmung mit dem Gesetzgeber (vgl. Begründung zum  
Entwurf eines TKG, BT-Drs. 13/3609 = BR-Drs. 80/96, S. 33 (Zweck des Gesetzes) und S.  
43 (Zu § 24)) - davon aus, daß die Deutsche Telekom AG im Bereich des Sprachtelefon-
dienstes noch auf absehbare Zeit eine marktbeherrschende Stellung innehaben wird.  

Dem Bundeskartellamt wurde gemäß § 82 Satz 3 TKG Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben.  

b)	  Die Genehmigungsvoraussetzungen für die beantragten Entgelte für die Verlängerung der 
Taktlängen und Änderung der Tarifeinheitenpreise für Verbindungen ins Ausland sowie für  
die Anpassung von Optionsangeboten im Sprachtelefondienst sind erfüllt.  

ba) Die eigentliche Prüfung im Rahmen des gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 2 TKG durchzuführenden 
Price-Cap-Verfahrens beschränkt sich nach § 27 Abs. 4 TKG i. V. m. § 5 TEntgV auf die 
Einhaltung der nach § 4 Abs. 2 TEntgV vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmun-
gen.  

Die vorgegebenen Maßgrößen sind bereits mit den bisherigen Tarifsenkungen übererfüllt 
worden. Mit dem beantragten Entgelt für die Verlängerung der Taktlängen und Änderung  
der Tarifeinheitenpreise für Verbindungen ins Ausland sowie für die Anpassung von Opti-
onsangeboten im Sprachtelefondienst ergibt sich für den Privatkunden-Warenkorb eine zu-
sätzliche Absenkung in Höhe von ca. 1,6% und für den Geschäftskunden-Warenkorb eine 
zusätzliche Absenkung in Höhe von ca. 2,2%.   

http:31.12.97
http:31.12.97
http:09.04.99


 

 
 

- 5 -  

Im Rahmen dieser Entgeltmaßnahme beabsichtigt die Antragstellerin auch eine Anpassung  
der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbedingungen für  
das Optionsangebot Dial & Benefit für Großkunden. Der im Rahmen des Optionsangebots 
Dial & Benefit gewährte Grundnachlaß auf Weltverbindungen soll für alle Weltverbindungen 
ab dem 01.06.1999 nicht mehr gewährt werden.  

Dies bedeutet, daß den Kunden des Optionsangebotes Dial & Benefit der Antragstellerin auf  
Grund der beantragten Tarifsenkung für Verbindungen ins Ausland die bisher gewährten 
Vergünstigungen nicht mehr, d. h. künftig nicht noch zusätzlich gewährt werden. Es ergeben 
sich jedoch aus der vorgesehenen Tarifsenkung auch für diese Kunden insgesamt Ein-
sparungen, die dieses Optionsangebot in Anspruch nehmen.  

Die rechnerische Prüfung der anteiligen Umsätze jeder Entgeltposition bestätigt die von der  
Antragstellerin ausgewiesene zusätzliche Tarifniveauabsenkung für die beiden Warenkörbe.  

bb) Des weiteren hat die Regulierungsbehörde gemäß § 27 Abs. 3 TKG neben der Einhaltung  
der o. g. Maßgrößen auch zu prüfen, ob die beantragten Entgelte offenkundig den Anforde-
rungen des § 24 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 TKG nicht entsprechen oder mit anderen Vorschrif-
ten des TKG oder anderen Rechtsvorschriften nicht in Einklang stehen. Sofern dies der Fall 
ist, ist die Genehmigung der Entgelte zu versagen.  

Offenkundigkeit liegt jedoch nur dann vor, wenn die Nichteinhaltung der Anforderungen des 
§ 24 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 TKG für die Regulierungsbehörde auf Grund bereits vorhande-
ner Unterlagen, Kenntnisse und Erfahrungen ohne weiteres ersichtlich ist. Die Prüfung ist  
daher auf eine Evidenzprüfung zu beschränken.  

Ein offenkundiger Verstoß gegen die Anforderungen des § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG ist für die 
beantragte Verlängerung der Taktlängen und die Änderung der Tarifeinheitenpreise für  
Verbindungen nach Andorra, Belgien, Dänemärk, Frankreich, Großbritannien, Insel Man, 
Kanalinseln, Liechtenstein, Luxemburg, Monaco, Niederlande, Nordirland, Österreich,  
Schweiz, Polen, Tschechische Republik, Ungarn, Italien, Spanien, Vatikanstadt, Kanada 
und Vereinigte Staaten von Amerika sowie für die Anpassung von Optionsangeboten im  
Sprachtelefondienst nicht gegeben.  

Insbesondere für Welt-Verbindungen nach Andorra, Belgien, Dänemärk, Frankreich, Groß-
britannien, Insel Man, Kanalinseln, Liechtenstein, Luxemburg, Monaco, Niederlande, Nord-
irland, Österreich, Schweiz, Polen, Tschechische Republik, Ungarn, Italien, Spanien, Vati-
kanstadt, Kanada und Vereinigte Staaten von Amerika liegen die von der Antragstellerin be-
antragten Entgelte derzeit deutlich über den Entgelten, die sie befristet bis zum 30.06.99 
von ihren Wettbewerbern für die grenzüberschreitende Zusammenschaltung von Verbin-
dungsleistungen verlangt.  

Auch konnte nach durchgeführten Vergleichen mit den Auslandstarifen nationaler Wettbe-
werber kein Verstoß gegen das in § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG enthaltene Verbot wettbewerbsbe-
einträchtigender Abschläge festgestellt werden. Nach diesen Tarifvergleichen würde die 
Antragstellerin für einige der von dieser Tarifänderung betroffenen Verbindungen ins euro-
päische Ausland und nach Nordamerika derzeit zwar zusammen mit mehreren Anbietern 
eine preismäßige Spitzenstellung einnehmen. Dem Vergleich liegt jedoch eine statische 
Betrachtungsweise zugrunde. Es ist daher davon auszugehen, daß auch andere Wettbe-
werber, wie bereits die Firmen Teldafax und Viag Intercom, auf die Preissenkungen der An-
tragstellerin reagieren werden.  

In Bezug auf die Entgelte für Welt-Verbindungen nach Polen war festzustellen, daß diese 
gerade noch kostendeckend sind. Jede weitere Vergünstigung würde einen unzulässigen 
Abschlag im Sinne von § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG darstellen. Aus diesem Grund erfolgt die Ge-
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nehmigung der Anwendung der beantragten Entgelte für Welt-Verbindungen nach Polen im  
Rahmen von Optionsangeboten wie z. B. Dial & Benefit mit der Maßgabe, daß über die ge-
nehmigte Senkung hinaus auf diese Entgelte keine weiteren Nachlässe gewährt werden.  

Unabhängig vom Vorliegen eines Abschlages setzt ein Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 2 
TKG weiter voraus, daß die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf dem  
Markt der Telekommunikationsdienstleistungen beeinträchtigt werden. Hierfür kann jedoch 
im Interesse der Verbraucher nicht jeder wirtschaftliche Nachteil betroffener Unternehmen 
ausreichen, die durch eine Preissenkung für sich einen verschärften Wettbewerb fürchten.  

Ein offenkundiger Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 3 TKG ist vorliegend ebenfalls nicht gege-
ben.  

Es sind auch keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, daß das zur Genehmigung vorgelegte 
Entgelt für die Verlängerung der Taktlängen und Änderung der Tarifeinheitenpreise für Ver-
bindungen ins Ausland sowie für die Anpassung von Optionsangeboten im Sprachtelefon-
dienst mit sonstigen Vorschriften des TKG oder anderen Rechtsvorschriften nicht in Ein-
klang steht.  

c)	  Die Genehmigung der Verlängerung der Taktlängen auf einheitlich 60 Sekunden und Anhe-
bung der Tarifeinheitenpreise auf einheitlich 0,4137 DM (netto) für Welt-Verbindungen nach 
Färöer, Griechenland, San Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar wird versagt.  

Die Einhaltung der nach § 4 Abs. 2 TEntgV vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestim-
mungen ist zwar vorliegend erfüllt. Die Regulierungsbehörde hat jedoch gemäß § 27 Abs. 3 
TKG neben der Einhaltung der o. g. Maßgrößen auch zu prüfen, ob die beantragten Ent-
gelte offenkundig den Anforderungen des § 24 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 TKG nicht entspre-
chen oder mit anderen Vorschriften des TKG oder anderen Rechtsvorschriften nicht in Ein-
klang stehen.  

Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Abschlag im Sinne von § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG vorliegt,  
sind nicht die Kosten einzelner Wettbewerber, sondern allein die Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung maßgeblich. Entgelte enthalten daher nur dann Abschläge, wenn sich 
eine negative Differenz zwischen den beantragten Entgelten und den Kosten einer effizien-
ten Leistungsbereitstellung ergibt. Zieht man vorliegend als Anhaltspunkt die Höhe derjeni-
gen Entgelte heran, die die Antragstellerin von ihren Wettbewerbern für die grenzüber-
schreitende Zusammenschaltung von Verbindungsleistungen verlangt, läßt sich nach den 
Berechnungen der Beschlußkammer folgendes feststellen.  

Bei Verbindungen nach Färöer, Griechenland, San Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar  
liegen die von der Antragstellerin beantragten Entgelte derzeit erheblich unter den Entgel-
ten, die sie befristet bis zum 30.06.99 von ihren Wettbewerbern für die grenzüberschrei-
tende Zusammenschaltung von Verbindungsleistungen verlangt.  

Die beantragten Entgelte für Verbindungen nach Färöer, Griechenland, San Marino, Türkei,  
Portugal und Gibraltar enthalten daher offenkundig Abschläge, die die Wettbewerbsmög-
lichkeiten anderer Unternehmen auf einem Markt der Telekommunikation gemäß § 24 
Abs. 2 Nr. 2 TKG beeinträchtigen.  

Der Antragstellerin ist es auch in ihrem Schreiben vom 09.04.99 nicht gelungen für die Ver-
bindungsentgelte nach Färöer, Griechenland, San Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar ei-
nen sachlichen Grund für den Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG nachzuweisen.  

Zwar wäre es insbesondere aus Verbrauchersicht zu begrüßen, wenn die Antragstellerin 
den Wettbewerbern folgend ihre Entgelte für Verbindungen nach Färöer, Griechenland, San 
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Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar senkt. Dies kann jedoch behinderungsfrei nur durch 
eine entsprechende Senkung der Entgelte für die grenzüberschreitende Zusammenschal-
tung von Verbindungsleistungen erfolgen. Andernfalls werden Wettbewerber, die diese Lei-
stungen in Anspruch nehmen, in ihren Wettbewerbsmöglichkeiten beeinträchtigt. Aus re-
gulatorischer Sicht muß dem Aufbau bzw. Erhalt erster Wettbewerbsstrukturen der Vorrang  
eingeräumt werden, da nur ein funktionsfähiger Wettbewerb längerfristig zum bestmögli-
chen Verbrauchernutzen führt.  

Nach Auffassung der Beschlußkammer finden die Prüfungsmaßstäbe des § 24 TKG auch 
im Rahmen der geltenden Price-Cap-Regulierung grundsätzlich für jede einzelne Dienstlei-
stung, hier Welt-Verbindungen in jedes einzelne Zielland, Anwendung. Nur so kann ein 
funktionsfähiger und chancengleicher Wettbewerb auch in Teilbereichen des Sprachtele-
fondienstes gewährleistet werden.  

Daher kann der Auffassung der Antragstellerin nicht gefolgt werden, daß eine Kostenunter-
deckung bei Verbindungen nach Färöer, Griechenland, San Marino, Türkei, Portugal und 
Gibraltar durch ausreichende Gewinnzuschläge in andere Zielländer ausgeglichen, d. h. mit  
anderen Worten quersubventioniert, werden kann. Diese Auffassung hätte zur Konsequenz,  
daß Wettbewerb bezogen auf einzelne Dienstleistungen, wie z. B. Verbindungen im  
Sprachtelefondienst in einzelne Zielländer - z. B. in die Türkei - , von vorne herein ausge-
schlossen wäre. 

Des weiteren sind kostenbedingte Zusammenhänge zwischen Endkundenentgelten und 
Entgelten für Vorleistungen der Wettbewerber zu berücksichtigen, so daß diese in ihren 
Wettbewerbsmöglichkeiten nicht beeinträchtigt werden.  

Daher stellt die Argumentation der Antragstellerin, daß sich für Wettbewerber, die für Ver-
bindungen ins europäische Ausland Interconnection-Leistungen als Vorleistung in Anspruch 
nehmen, anhand einer gegebenen Nachfragestruktur für derartige Verbindungen lediglich 
ein mittlerer Vorleistungspreis von ca. 28 Pf/Min ergäbe, keine sachliche Rechtfertigung für  
die Kostenunterdeckung bei Verbindungen in o. g. Zielländer dar. Bei dem mittleren Vorlei-
stungspreis wird von der Antragstellerin unterstellt, daß Wettbewerber in jedem Fall eine 
vergleichbare Nachfragestruktur wie die Antragstellerin haben. Dieser grundsätzlichen An-
nahme kann seitens der Beschlußkammer jedoch nicht gefolgt werden.  

Was die Kostenunterdeckung bei Verbindungen in o. g. Zielländer betrifft, weist die Antrag-
stellerin zwar darauf hin, daß sie bemüht sei, in Verhandlungen mit der Türkei, aber auch 
mit den übrigen ausländischen Telekommunikationsunternehmen, deren Abrechnungssätze 
im Vergleich zu anderen Ländern noch sehr hoch seien, zu günstigeren Konditionen zu ge-
langen. Unverbindliche Prognosen über die künftige Entwicklung der Internationalen Ab-
rechnungssätze reichen jedoch als sachliche Rechtfertigung für diese Tarifmaßnahme allein 
nicht aus. Aus Sicht der Beschlußkammer bedarf es in jedem Fall konkreter Zusagen über  
die zeitliche Realisierung sowie zur Obergrenze der künftigen Internationalen Abrechnungs-
sätze. 

Die Genehmigung der beantragten Entgelte für Verbindungen nach Färöer, Griechenland,  
San Marino, Türkei, Portugal und Gibraltar ist daher entsprechend § 27 Abs. 3 TKG zu ver-
sagen.  

d)	  Die Befristung der Genehmigung erfolgt gemäß § 28 Abs. 3 TKG i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 1 
VwVfG. 

 



 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Ver-
waltungsgericht in Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muß den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden.  

Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, daß alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können.  

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte,  
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet.  

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung.  
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Kuhrmeyer 
(Vorsitzender)  

 

Busch 
(Beisitzer)  

Funk  
(Beisitzer)  
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